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Die Stimmungslage in der Ukraine

Die politische und gesellschaftliche Instabilitidt wichst
Susan Stewart

Seit geraumer Zeit stellen sowohl Ukrainer als auch Beobachter im Ausland die Frage,
ob die Zeit reif sei fiir einen »dritten Majdan«. Die Proteste, die am 17. Oktober 2017
und in den Wochen danach stattgefunden haben, sind der Startschuss dafiir nicht. Sie
sind eher auf die Initiative politischer Akteure zuriickzufithren und haben nicht das
Potential fiir eine Massenmobilisierung. Allerdings vermitteln diese Proteste wichtige
Botschaften iiber die politische und gesellschaftliche Lage im Land. Vor dem Hinter-
grund der Entwicklung der letzten Jahre sind sie ein Zeichen dafiir, dass sich die Situa-
tion in den kommenden Monaten gefdhrlich aufheizen konnte.

Vier Jahre nach dem sogenannten Euro-
majdan profitiert die ukrainische Bevolke-
rung kaum von den Reformen, die seither
durchgefiihrt wurden. Die Preise fiir Strom
und Gas sind erheblich gestiegen, und die
allgemeine soziale und wirtschaftliche Lage
hat sich Umfragen zufolge eher verschlech-
tert als verbessert. Es gibt auch keine An-
zeichen dafiir, dass diejenigen, die das Land
gepliindert haben und gewaltsam gegen
Majdan-Demonstranten vorgegangen sind,
zur Rechenschaft gezogen werden. Die
herrschende Elite kann zwar auf erhebliche
Fortschritte bei der makrodkonomischen
Entwicklung und beim Ausbau der Bezie-
hungen zur EU verweisen. Es wird aber
immer deutlicher, dass die Korruptions-
bekdmpfung dort authort, wo wesentliche
Interessen von Fiihrungsspitzen in Politik
und Wirtschaft betroffen sind. Zu diesem
Personenkreis gehoren der Prdsident, viele
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Minister und einflussreiche Parlamentarier,
Leiter von Schliisselbehorden sowie die
Oligarchen und deren Vertrauenspersonen.
Der unzureichende Kampf gegen Korrup-
tion im Milieu dieser Eliten stellt die bishe-
rigen Errungenschaften in Frage. SchlieRR-
lich sterben weiterhin fast tdglich Ukraine-
rinnen und Ukrainer im Donbas. Aus all
diesen Griinden ist die Unzufriedenheit in
der Bevolkerung grofR. Auch wenn viele Men-
schen im Land erkennen, dass Instabilitit
in der Ukraine von Russland leicht instru-
mentalisiert werden kann, ist ihre Geduld
mit den heutigen Eliten nicht grenzenlos.

Proteste: Kein langer Atem

Am 17. Oktober 2017 zogen einige Tausend
Protestierende vor das ukrainische Parla-
ment (Werchowna Rada). Sie erhoben drei
Forderungen: die Schaffung eines Anti-
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korruptionsgerichts, eine Wahlreform hin
Zu einem reinen Proporzsystem mit offenen
Parteilisten und die Aufthebung der Ab-
geordnetenimmunitét. Alle diese Punkte
haben zumindest mittelbar mit Korruptions-
bekdmpfung zu tun und werden seit langem
diskutiert. Bereits am 20. Oktober waren
allerdings von den urspriinglich etwa 4500
Protestierenden nur noch einige Hundert
iibrig, obwohl noch keines der entsprechen-
den Gesetze endgiiltig verabschiedet wor-
den war. Zwei Gesetzentwiirfe zum Thema
Immunitdt wurden zur Priifung ans Verfas-
sungsgericht weitergeleitet und ein Gesetz
mit Anderungen des Wahlsystems hat die
Rada inzwischen in erster Lesung (also
noch nicht bindend) angenommen. Erst am
22. Dezember brachte Prasident Poro-
schenko einen Gesetzentwurf zur Schaf-
fung eines Antikorruptionsgerichts ein, der
allerdings bei Teilen der ukrainischen Zivil-
gesellschaft auf heftige Kritik stiel3. Dem
Prédsidenten wird vorgeworfen, die Empfeh-
lungen der Venedig-Kommission des Europa-
rats in Bezug auf dieses Gesetz nicht be-
ricksichtigt zu haben. So seien Schlupf-
locher geschaffen worden, durch die das
Gericht von politischen Instanzen kontrol-
liert werden konnte.

Aufgerufen zu den Oktober-Protesten hat-
ten angesehene zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen (Initiative »Reanimationspaket
fiir Reformenc, das Antikorruptionszentrum
AntAC, die Bewegung »Chesno«) und einige
jingere Parlamentarier (unter anderem
Mustafa Najem und Jehor Sobolew). Eine
sehr exponierte Rolle spielten der frithere
georgische Priasident Michail Saakaschwili
und seine Gruppierung »Bewegung neuer
Krifte«. Saakaschwili forderte zusdtzlich ein
Gesetz iiber ein Impeachment-Verfahren
und setzte den Protest nach dem 19. Okto-
ber fort, obwohl die meisten Demonstrie-
renden das Lager zu diesem Zeitpunkt be-
reits gerdumt hatten. Saakaschwili blieb bis
Anfang Dezember im Zeltlager vor der Rada.
Nach einem gescheiterten Versuch der Ord-
nungskrifte, ihn dort zu verhaften, wurde
er nach massiven Zusammenstoen mit sei-
nen Anhédngern am 8. Dezember festgenom-

men. Zurzeit lduft ein Gerichtsverfahren
gegen ihn wegen Unterstiitzung einer krimi-
nellen Organisation. Angeblich habe er von
Serhij Kurtschenko, einem ukrainischen
Oligarchen, der den ehemaligen Prisiden-
ten Wiktor Janukowytsch unterstiitzt hat
und derzeit wie dieser in Russland lebt,
500000 US-Dollar erhalten, unter anderem
um die Proteste vor der Rada zu finanzieren.
Saakaschwili bestreitet die Anschuldigun-
gen. Sein Antrag auf politisches Asyl in der
Ukraine wurde in erster Instanz abgelehnt.

Politik: Intrigen und
Entscheidungsschwiche

Auch wenn die neuerlichen Proteste kein
Schliisselereignis fiir die Ukraine sind, lie-
fern sie doch wichtige Hinweise auf die poli-
tische und soziale Situation in dem Land.
Erstens zeigen sie, dass viele politische Krdf
te sich bereits fiir die Parlaments- und Prési-
dentschaftswahlen, die beide 2019 stattfin-
den, in Stellung bringen. Dies gilt nicht nur
fiir Saakaschwili, sondern auch fiir alle im
Parlament vertretenen politischen Parteien
und fiir Prisident Petro Poroschenko und
andere mogliche Prisidentschaftskandida-
ten. Insgesamt durchlebt die Ukraine gegen-
wartig eine Phase der politischen Intrigen,
in der das Schmieden von taktischen Allian-
zen und das Aushandeln von Tauschgeschif
ten wichtiger sind als politische Inhalte
und Reformvorhaben.

Deutlich wird derzeit zweitens auch die
Fragmentierung der oppositionellen Krifte.
Saakaschwili und seine Anhédnger auf der
einen und die zivilgesellschaftlichen Aktivis-
ten und reformorientierten Parlamentarier
auf der anderen Seite sprechen oft keine
gemeinsame Sprache. Saakaschwilis Fall ist
sicherlich speziell, wegen seiner schillern-
den Personlichkeit, seiner Vergangenheit
als Prasident Georgiens und seines Outsider-
Status im ukrainischen politischen Gefiige.
Aber auch die Versuche anderer ukraini-
scher Oppositioneller, zu einem gemein-
samen politischen Ansatz zu gelangen, um
inner- und aul3erhalb des Parlaments eine
stidrkere Rolle spielen zu konnen, waren bis-



lang nicht von Erfolg gekront. Dies gilt so-
wohl fiir die sogenannten »Eurooptimistenc
in der Rada als auch fiir die Unterstiitzer der
Partei »Demallianz«, die die neuen Krifte
biindeln sollte.

Der Umgang mit Saakaschwili (und mit
dem Protestphdnomen insgesamt) zeigt drit-
tens die Schwierigkeiten und Angste der
heutigen ukrainischen Fihrung auf, die oft
widerspriichlich agiert. Auf der einen Seite
ist sie sich bewusst, dass ein harter Umgang
mit Demonstrierenden weitere Proteste
provozieren konnte. Dies ist eine Lehre des
Euromajdans, die sich die heutige Fiihrung
zu Herzen genommen hat. Auf der anderen
Seite ist insbesondere Poroschenko nicht
bereit, ernsthafte Konkurrenz zu tolerieren.
Selbst Saakaschwili scheint zu dieser Kate-
gorie zu zdhlen, da er — auch wenn er als
Prasidentschaftskandidat von Rechts wegen
nicht in Frage kommt - die Stimmung in
der Bevolkerung gegen Poroschenko an-
heizt. So verfolgt die Fiihrung in Bezug auf
politische Gegner keine konsequente Linie:
Saakaschwili zum Beispiel wird einerseits
die Staatsbiirgerschaft aberkannt, anderer-
seits wird er nach einer illegalen Einreise
nicht des Landes verwiesen, sondern darf
oppositionelle Proteste mitgestalten. Eine
solche Widerspriichlichkeit ist typisch fir
den Umgang der Regierung mit Protesten
insgesamt, wie die Wirtschaftsblockaden
der Krim (Herbst 2015) und der besetzten
Gebiete des Donbas (Anfang 2017) gezeigt
haben. In beiden Féllen hat die Regierung
die Proteste zundchst kritisiert, aber im End-
effekt die Linie der Protestierenden tiiber-
nommen und einen Grof3teil des Handels
zwischen den besetzten und den nicht be-
setzten Territorien verboten. Dies zeugt von
einer gewissen Entscheidungsschwiche
und stellt zudem das Gewaltmonopol des
Staates ernsthaft in Frage, weil dieser nicht
in der Lage war, den Protesten ein Ende zu
setzen, ohne die Agenda der Protestieren-
den zu akzeptieren. Das ist besonders ge-
fahrlich in einer Situation, in der viele Waf-
fen im Umlaufsind und man sich an die
Idee von Gewalt als Mittel zur Konflikt-
16sung zunehmend gewo6hnt.

Bevolkerung: Steigende
Unzufriedenheit

Nicht nur die jingeren Proteste haben ge-
zeigt, dass das Bediirfnis der Biirgerinnen
und Biirger zu protestieren gegenwartig
nicht besonders groR ist. Die Meinung ist
weit verbreitet, dass man durch Demonstra-
tionen politische Entscheidungen nicht
effektiv beeinflussen kann. Viele Biirger
sind zudem nicht bereit, durch ihre Teil-
nahme an Protesten diejenigen politischen
Krifte zu unterstiitzen, die zu solchen Mani-
festationen aufgerufen haben. Dies war
schon beim Euromajdan der Fall. Auch die
oppositionellen Politiker, die sich damals
am meisten exponierten (Arsenij Jazenjuk,
Witaljj Klitschko und Oleh Tjahnybok),
wurden von der Bevolkerung mit grofRer
Skepsis bedugt.

Gleichwohl verstdrken sich in der Gesell-
schaft der Arger oder gar die Wut iiber feh-
lende Reformergebnisse immer deutlicher.
Die Biirgerinnen und Biirger spiiren keine
Verbesserungen in ihrem alltdglichen Leben
und merken in steigendem Mafe, dass Kor-
ruption auf hochster Ebene nicht nachhal-
tig bekdmpft wird. Hinzu kommt, dass Be-
triiger und Gewaltanstifter der Januko-
wytsch-Ara nicht zur Verantwortung ge-
zogen wurden, weil sie Komplizen in der
herrschenden Elite haben, die sie vor Straf-
verfolgung schiitzen. Eine schlechte wirt-
schaftliche und soziale Lage und eine Elite,
die sich auf Kosten der Bevolkerung berei-
chert - das ist ein Ndhrboden fiir méglicher-
weise noch schwerwiegende Folgen fiir den
ukrainischen Staat, zumal russische Akteure
mehr als bereit sind, jegliche Instabilitdt im
Land fiir eine zusdtzliche Schwidchung Kiews
auszunutzen.

Trotz der geringen Teilnahme an den letz-
ten Protesten ist laut Umfragen die Korrup-
tionsbekdampfung fiir groRRe Teile der ukrai-
nischen Bevolkerung ein Schliisselthema,
ebenso wie die Frage der Konfliktbewdlti-
gung im Donbas und soziodkonomische
Probleme (Inflation, Arbeitslosigkeit, sozia-
ler Schutz usw.). Frithere Proteste, unter
anderem die oben erwdhnte Handels-
blockade, haben gezeigt, dass die Situation
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im Donbas ein Reizthema ist. Soziale Pro-
bleme haben bei weitem nicht so intensive
Proteste ausgeldst, und wenn, dann eher im
Rahmen einer bestimmten Berufsgruppe.
Aber die Verquickung von soziodkonomi-
schen Schwierigkeiten, fehlender Korrup-
tionsbekdmpfung und eines anhaltenden
Gewaltkonflikts im Donbas kann gefdhrlich
werden, vor allem in einer Situation, in der
Politiker zu populistischen Parolen greifen,
um ihre Gegner zu diskreditieren und sich
im Hinblick auf die kommenden Wahlen
selbst groReren Riickhalt zu verschaffen.

Die Gesellschaft wahrnehmen und
schiitzen

Auch wenn es in der Ukraine zurzeit keine
Massenproteste gibt: Das politische und ge-
sellschaftliche Klima im Land ist aufgeheizt
und wird sich im Laufe des Jahres 2018 ver-
mutlich weiter aufheizen. Politische Deals
und Intrigen werden noch stirker an die
Oberfldche dringen, und angesichts der
sozialen Lage und der unzureichenden Kor-
ruptionsbekdmpfung wird die Stimmung
in der Bevolkerung eher noch negativer
werden, zumal keine substantiellen Erfolge
bei der Befriedung des Donbas zu erwarten
sind. In dieser Situation wird insbesondere
der Président stark auf die EU-Karte setzen,
da er hier etwas vorzuweisen hat: das nun
vollstindig in Kraft getretene Assoziierungs-
abkommen und den Erfolg bei der Visa-
liberalisierung, die bis hin zu einem visa-
freien Regime fiir Kurzreisen von Ukraine-
rinnen und Ukrainern in die EU geht. Diese
Erfolge existieren tatsdchlich, allerdings
werden deren Ergebnisse nur nachhaltig
bleiben, wenn ukrainische Politiker und
Biirokraten sich auf eine grundlegende
Erneuerung des politischen und wirtschaft-
lichen Systems einlassen. Zurzeit ist das
nicht der Fall.

Deswegen sollte die EU klare Signale aus-
senden, dass Riickschritte im Reformprozess
mit negativen Konsequenzen fiir die ukrai-
nische Elite verbunden sein werden. Kurz-
fristig missen die Unabhédngigkeit und
Funktionsfdhigkeit des Nationalen Anti-

korruptionsbiiros (NABU) gesichert und ein
autonomes Antikorruptionsgericht geschaf
fen werden. Mittelfristig sollte die EU auf
eine echte Reform der Generalstaatsanwalt-
schaft drdngen. AuRerdem ist es ratsam,
der sozialen Dimension der Reformen mehr
Aufmerksamkeit zu widmen. Die EU sollte
insbesondere die Umsetzung der Gesund-
heitsreform zusammen mit ukrainischen
Experten eng begleiten, da dieses Projekt
die Gelegenheit bietet, fiir die Blirgerinnen
und Biirger konkrete positive Anderungen
zu erreichen. Aber auch die Implementie-
rung der Renten- und Bildungsreformen
verdient eine solche gesteigerte Aufmerk-
samkeit. Schlieflich sollten deutsche und
EU-Akteure im Hinblick auf die Zukunft der
Ukraine die Moglichkeiten zur Entstehung
einer neuen Elite verbessern. Das kann in
Form von Ausbildungsseminaren im Aus-
land, aber auch einer engeren Zusammen-
arbeit mit Schliisseleinrichtungen des ukrai-
nischen Bildungssystems geschehen, wie
der Kiewer Mohyla-Akademie oder der
Katholischen Universitit in Lviv (Lemberg).

Die russische Aggression gegen die Ukrai-
ne hat einen grofRen Teil der ukrainischen
Bevolkerung zusammengeschweil3t, aber
das wird nicht ausreichen, wenn die eigene
Fihrung nicht den Willen aufbringt, der
Gesellschaft entgegenzukommen und sie
als Biirgerinnen und Biirger wahrzuneh-
men, deren Interessen und Bediirfnisse als
prioritdr anzusehen sind. Das derzeitige
Ausbleiben von Massenprotesten sollte
nicht dartber hinwegtduschen, dass die Un-
zufriedenheit in der ukrainischen Gesell-
schaft bereits ein beunruhigendes Niveau
erreicht hat und weiterhin wéchst. Bislang
schldgt der Bevolkerung die Indifferenz der
herrschenden Elite entgegen, die sich um
ihre eigenen Interessen kiimmert. Massen-
proteste konnen, miissen aber nicht un-
bedingt die Folge dieser Konstellation sein.
Die gegenwadrtigen Verhiltnisse kénnten
allerdings sowohl von russischen Akteuren
als auch von populistischen und nationalis-
tischen Kriften in der Ukraine genutzt wer-
den, um eine gefdahrlich instabile Situation
herbeizufiihren.



	Einleitung
	Proteste: Kein langer Atem
	Politik: Intrigen und Entscheidungsschwäche
	Bevölkerung: Steigende Unzufriedenheit 
	Die Gesellschaft wahrnehmen und schützen

